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SP-Nationalrat Andreas Gross kritisiert den wachsenden Einfluss
von Lobbyisten auf das Parlament. Er glaubt, mit einem profes-
sionellen Parlament liesse sich das Problem entschärfen. Christa
Markwalder wirft er vor, den Fall zu beschönigen.

«Markwalder fehlte die nötige Distanz zur Lobbyistin»

Ist es üblich, dass Parlamentari-
er Informationen, die dem Kom-
missiongeheimnis unterstehen,
an Lobbyisten von PR-Firmen
oder Verbänden weitergeben?
Andreas Gross: Meines Wissens
ist dies nicht üblich, und es sollte
auch nicht üblich sein. Ich habe
das noch nie gemacht.
Kommt es häufig vor?
Da habe ich bloss Vermutungen,
die ich jedoch nicht beweisen
kann. Doch es gibt Parlamentari-

er – und das ist das eigentliche
Problem in der Schweiz –, die mit
Verbänden oder Interessenorga-
nisationen finanziell verbandelt
sind und teilweise einen Lohn be-
ziehen. Bei denen kann ich mir
gut vorstellen, dass sie auch Un-
terlagen, die sie vom Bund be-
kommen und anfordern, ent-
sprechend weitergeben.
Unterscheidet sich diese Praxis
je nach Kommission?
Vielleicht ist dies in Kommissio-
nen, die sich mit Verkehr, Gesund-
heitswesen, Bau oder Finanzpoli-
tik beschäftigen eher der Fall als
in der Staats-, Europa- oder Aus-
senpolitik, in deren Kommissio-
nen ich mich engagiere.
Einzelne Parlamentarier sind
von Beruf Lobbyisten, so auch
Christa Markwalder für die Zu-
rich-Versicherung. Was halten
Sie davon?
Genau dies meine ich. Sie hat
auch schon öffentlich geschrie-
ben, jedes Mitglied des Parla-
ments sei doch ein Lobbyist. Da-
mit verwechselt sie den Einsatz
für eigene Überzeugungen mit
dem Einsatz für die Sache einer
Organisation, von der man finan-
ziell entschädigt wird. Das sollte
meiner Meinung nach nicht ge-
stattet werden.
Das lässt sich kaum verhindern.
Der Bund kann das nur verbieten,
wenn er den Parlamentariern wie
in den meisten europäischen
Ländern einen anständigen Lohn
bezahlt, sodass diese nicht auf
weitere Nebeneinkünfte ange-
wiesen sind.
Das Milizparlament ist kein

Grund, den Lobbyismus zu recht-
fertigen. Im Profiparlament
Deutschlands zum Beispiel hat
es auch sehr viele Lobbyisten.
Das Milizsystem ist eine Gold-
grube und der beste Boden für
Lobbyisten. Selbstverständlich
kümmern sich diese auch um ein
Profiparlament: Doch dort ist es
schwieriger, Parlamentarier voll
von sich einzunehmen. Und
zweitens ist das Lobbysystem in
Washington, Brüssel oder Berlin
viel transparenter, jeder weiss, für
wer jemand tätig ist, und jeder
weiss auch, von wem ein Parla-
mentarier wie viel Geld bekommt,
wenn er denn überhaupt das
Recht hat, etwas zu bekommen.
Haben Sie mit Christa Markwal-
der darüber gesprochen?
Ich habe ihr schon vor Jahren ge-
sagt, dass ich ihre 50-Prozent-An-
stellung bei der Zurich-Versiche-
rung für eine Entschädigung von
damals 100 000 Franken als völlig
falsch erachte. Sie hat mich dafür
aber nur mitleidig belächelt.
Markwalder macht geltend, sie
habe einer Lobbyistin zu viel
Vertrauen geschenkt. Ist die von
ihr geltend gemachte Naivität in
diesem Fall nachvollziehbar?
Der Begriff «naiv» scheint mir ei-
ne grosse Beschönigung zu sein.
Es fehlte ihr die nötige Distanz
zur Lobbyistin, was mit ihrer ei-
genen Art, zu arbeiten, zusam-
menhängen könnte.
Viele sagen, Lobbyisten seien
unerlässlich, da Parlamentarier
auf ihr Fachwissen angewiesen
seien. Teilen Sie diese Meinung?
Das kann man so sehen. Doch
müssen sie deswegen nicht tage-
lang in der Wandelhalle herum-
stehen und diese so füllen, dass
man keinen Raum mehr hat für
andere Gespräche. Ich diskutiere
auch gerne mit Menschen, die
von einer Sache etwas verstehen.
Dies müssen aber noch keine
Lobbyisten sein. Und ich kann
mich mit ihnen auch ausserhalb
des Bundeshauses treffen.
Wo sehen Sie das Problem,
wenn Parlamentarier mit Lob-
byisten zusammenarbeiten?
Von uns Parlamentariern wird
erwartet, uns für das einzuset-
zen, was wir im Allgemeininte-
resse der Schweizer für richtig er-
achten. Wer nun aber einen Teil
seines Lohnes von einer Interes-
sensorganisation bekommt, der
denkt nicht mehr primär ans

Allgemeininteresse, sondern vor
allem an die Sonderinteressen je-
ner, die ihn entlöhnen. Und ma-
chen Sie nicht den Fehler, die
Summe aller Sonderinteressen
mit dem Allgemeininteresse
gleichzusetzen.
Warum nicht?
Wer viel Geld hat und viele Parla-
mentarier in seinem Sinne mit
Geld beeinflussen kann, be-
kommt die Gesetzesformulie-
rung, die ihm passt und seinen
Geschäften entgegenkommt.
Können Sie ein konkretes Bei-
spiel nennen?
Wenn in der Gesundheitskom-
mission des Ständerates die
Mehrheit Verwaltungsräte oder
Angestellte von Krankenkassen
oder Spitälern und deren Ver-
bänden sind, dann habe ich schon
den Eindruck, das Interesse des
Patienten sei nicht mehr primär,
sondern werde sekundär.
Hat sich die Einflussnahme von
Lobbyisten in den letzten Jahren
verstärkt?

ZUTRITTSBERECHTIGUNGEN

Die 246 Parlamentarierinnen
und Parlamentarier sind unter
der Bundeshauskuppel in der
Minderheit. Dies lässt sich über-
spitzt feststellen, wenn man sich
die Zahl der Zutrittsberechtigten
vor Augen führt. Rund 1400 Per-
sonen umschwirren dank ver-
schiedenen Berechtigungen die
Angehörigen des Bundesparla-
ments. Diese Zahl, die einst der
«Beobachter» ermittelte, er-
scheint den Parlamentsdiensten
auch heute als plausibel.

Nebst den Parlamentariern
sind bis zu 1400 Personen im
Bundeshaus unterwegs, um in
eigener und in fremder Angele-
genheit zu lobbyieren. SVP-Na-
tionalrat Lukas Reimann stört
sich daran, dass dies auch in
verdeckter Mission geschieht.

Zwei Kategorien von Zutritts-
berechtigten steuern die Parla-
mentarier selber. Sie können je
zwei Gästekarten vergeben. In
einer Liste ist offengelegt, wer
wem den Zutritt ermöglicht. Wen
diese Personen genau vertreten,
muss allerdings nicht deklariert
werden. Bei den Tageskarten,
mit denen die Parlamentarier
während der Session zusätzlich
täglich je zwei Personen Einlass
gewähren können, bleibt die
Identität uneinsehbar.

Ist das Mandat Vergangenheit,
muss damit noch lange nicht die
Zeit im Bundeshaus zu Ende ge-
gangen sein: Ehemalige Parla-
mentarier können sich eine le-
benslange Zutrittsberechtigung
verschaffen. Das sind nach Aus-
kunft der Parlamentsdienste ak-
tuell allein schon 395 Personen.

Dann delegieren die Kantone
und die verschiedenen kanto-
nalen Regierungskonferenzen
Personen ins Bundeshaus. Bun-
desämter sind ebenfalls regel-
mässig mit Personal vor Ort. Dies
laut Auskunft der Parlaments-
dienste allerdings nur, wenn de-
ren Anwesenheit für die Behand-
lung eines Geschäfts in der Kom-
mission oder in einer der beiden
Kammern auch notwendig ist.
Schliesslich sind natürlich Jour-
nalisten in der Wandelhalle un-
terwegs, die mit Medienauswei-
sen Zugang erhalten. Teilweise
sind auch Interessenvertreter
darunter, etwa jene, die für Ver-
bandszeitungen schreiben.

Am einfachsten fällt das Lob-
byieren als Mitglied des Natio-
nal- oder Ständerats. Bei der
Durchsicht der beruflichen Man-

date der Milizparlamentarier
zeigt sich, dass mancher auch in
dieser Funktion politisiert. Die
Berner FDP-Nationalrätin Chris-
ta Markwalder, die mit ihrem
Kasachstan-Vorstoss die jüngste
Lobbyistenaffäre losgetreten hat,
ist beispielsweise bei den Zurich-
Versicherungen explizit für Pu-
blic Affairs angestellt.

Selbstverständlich sind nicht
alles Lobbyisten, die via den einen
oder anderen Weg ins Bundes-
haus gelangen. Im Grunde ge-
nommen, da sind sich die meisten
einig, ist an der aktiven Vertre-
tung von Interessen auch nichts
auszusetzen. Störend sei aber
die fehlende Transparenz, findet
Lukas Reimann (SVP, SG). Mit
einer Volksinitiative versuchte
er, Dampf zu machen. Er schei-
terte jedoch bereits an den Un-

Basar im Bundeshaus
terschriften. Nun verlangt er mit
einer Motion ein verbindliches
Lobbyistenregister. Darin soll de-
klariert sein, wer Zutritt erhält,
für wen die Person tätig ist und
von wem sie bezahlt wird. Weiter
möchte Reimann festhalten, wel-
che «Methoden und Mittel» sie
einsetzen und welches die «Ad-
ressaten ihrer Lobbyarbeit» sind.
Einen gleich lautenden Vorstoss
hat Reimann schon 2009 einge-
reicht, wie im Begleittext nach-
zulesen ist. Das Begehren wurde
nach zwei Jahren unbehandelt
abgeschrieben. Reimann übri-
gens gewährt mit seinen Zutritts-
karten Denis Simonet von der
Piratenpartei und Marc Horis-
berger vom Verband der Poker-,
Geschicklichkeits- und Unterhal-
tungsspieleanbieter Zugang zum
Berner Polittempel. cab

KEIN ZUTRITT MEHR ZUM BUNDESHAUS

Der in den Fall Kasachstan invol-
vierten Lobbyistin Marie-Loui-
se Baumann wurde gestern der
Badge zum Bundeshaus entzo-
gen. Gleichzeitig wurde sie aus
dem Zutrittsregister gelöscht. Sie
hat das Zutrittsrecht vor rund vier
Jahren von FDP-Nationalrätin
Corina Eichenberger (AG) erhal-
ten. Nachdem die Einflussnah-
me Baumanns und kasachischer
Politiker auf eine Interpellation
von FDP-Nationalrätin Christa
Markwalder (BE) bekannt ge-
worden war, kündigte Eichen-
berger an, die Zutrittsberechti-
gung Baumanns auf Ende Jahr
aufzulösen. Am Wochenende
wurde bekannt, dass Baumann
auch Unterlagen Markwalders,
die dem Kommissiongeheimnis
unterstehen, nach Kasachstan
weitergeleitet hat. Für Eichen-
berger war das Grund genug,
nicht länger zu zögern. Gestern
Vormittag sagte sie am Telefon,

sie sei jetzt gerade damit be-
schäftigt, die Zutrittsberechti-
gung Baumanns zu löschen.
Gleichzeitig entschuldigt sich Ei-
chenberger: Auch viele andere
Parlamentarier würden Lobbyis-
ten Zugang verschaffen. Und sie
habe nicht wissen können, dass
Baumann geheime Kommissi-
onsunterlagen an regierungsna-
he Kreise eines fremden Regimes
weiterleite. Baumann ist mit der
Firma MLB Communications
selbstständig erwerbend und ar-
beitet zeitweise auch für das PR-
Unternehmen Burson-Marstel-
ler, wo sie zuvor angestellt war.

Die FDP diskutierte gestern
den Fall in der Parteileitung. Sie
forderte Burson-Marsteller auf,
alle Dokumente offenzulegen.
Das Unternehmen gab bekannt,
kooperieren zu wollen. National-
rat Walter Müller (SG) wurde von
der FDP-Spitze für sein Kasach-
stan-Reisli gerügt. ki

BERATERAFFÄRE IM PARLAMENT

Quantitativ bestimmt, qualitativ
war wohl der Gipfel schon vor
fünf Jahren erreicht, als, glaube
ich, in einer Frage des Steuer-
rechts eine Vertreterin von Eco-
nomiesuisse frühmorgens vor
dem Ständeratssaal Flugblätter
verteilte mit Anweisungen, wie
bei welchen Anträgen zu stim-
men ist. Es war übrigens eine
ehemalige Nationalrätin. Eine
Tendenz, die wohl auch in der
Schweiz noch zunimmt: Ehema-
lige Parlamentarier eignen sich
besonders gut zum Lobbyieren.
Auch dank Ihnen erhält ein Inte-
ressenvertreter Zutritt zum Bun-
deshaus.
Das stimmt. Er vertritt als Hei-
matschützer meines Erachtens
Interessen der grossen Mehrheit
der Schweiz. Ihn interessieren
viele Geschäfte, allerdings nicht
nur jene, die mich beschäftigen.

Interview: Bernhard Kislig

Das Interview wurde schriftlich ge-
führt.

Keystone

Der Aargauer FDP-Grossrat
Thierry Burkart hatte einen
Bundeshausbadge von Partei-
kollegin Christa Markwalder.
Weil er keine Probleme
im Zusammenhang mit der
Berateraffäre will, hat er ihn
gestern zurückgegeben.

Bis gestern hatte der Aargauer
FDP-Grossrat Thierry Burkart
freien Zugang zum Bundeshaus.
Parteikollegin und Nationalrätin
Christa Markwalder hatte dem
Rechtsanwalt, der auch Präsi-
dent des TCS Aargau ist, einen
ihrer beiden Gästepässe anver-
traut.

Gestern hat Burkart seinen
Freipass ins Bundeshaus zurück-
gegeben. Auf der noch am selben
Tag durch die zuständige Ver-
waltungsstelle aktualisierten Zu-
trittsliste fingiert er bereits nicht
mehr. Er habe den Badge von sich
aus zurückgegeben, sagte Bur-
kart gestern auf Anfrage dieser
Zeitung. Sein Handeln stehe
nicht in direktem Zusammen-
hang mit der Affäre um seine Par-
teikollegin, beteuert er. «Aber ich
wollte einfach keine Probleme»,
sagt Burkart. Christa Markwal-
der wisse wahrscheinlich noch
gar nichts davon. Der Aargauer
betonte, er haben den Badge so-
wieso nicht gebraucht. Burkart
kandidiert im Kanton Aargau für
einen Sitz im Nationalrat. Letz-
tes Jahr war er Grossratspräsi-
dent, und zuvor war er Präsident
der FDP des Kantons Aargau.

Der Rückzug des Parteikolle-
gen dürfte Markwalder ungele-
gen kommen. Er ist ein Zeichen,
dass sie in der eigenen Partei
Rückhalt verliert. Sie war gestern
Abend nicht erreichbar. ma

Markwalder
verliert Gast

Thierry Burkart will keine
Probleme. Aargauer Zeitung

JUSTIZ Schweizer Tochter-
gesellschaften und Nieder-
lassungen von Ölmultis sehen
sich mit einer Milliardenklage
konfrontiert. Nicht weniger
als 960 Milliarden Dollar
verlangt ein US-Ölgeologe
vor vier Schweizer Gerichten.

Die Klagesumme von 960 Milli-
arden US-Dollar ist rekordhoch.
Es geht aber auch um den zweit-
grössten Erdölfund der Ge-
schichte nach jenem in Saudi-
arabien. Der Kläger ist der US-
Geologe Jack Grynberg. Der heu-
te 83-Jährige machte sich als
hochtalentierter Erdölsucher
einen Namen und erlangte ein
beträchtliches Vermögen.

Kurz vor dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion wertete
Grynberg 1989 im Staatsauftrag

seismische Aufzeichnungen aus.
Nach der Durchsicht Dutzender
Kilometer von Kurvendiagram-
men ortete er im Kaspischen
Meer und im Nordwesten Ka-
sachstans drei riesige Ölfelder
mit geschätzten 66 Milliarden
Barrel Öl.

Entdecker ging leer aus
Nach dem Ende der Sowjetunion
beauftragte die kasachische Re-
gierung den Ölgeologen Gryn-
berg mit der Bildung eines Kon-

sortiums aus westlichen Ölge-
sellschaften zur Ausbeutung der
drei Ölfelder. In einem Vertrag,

der sein wichtigstes Beweismittel
ist, sicherte BP Grynberg auf 40
Jahre hinaus 20 Prozent des Ge-
winns aus der Ausbeutung vor
Ort zu. Mitte der Neunzigerjahre
kam das Konsortium dann tat-

sächlich zustande – aber ohne
den Entdecker der Ölfelder. Ge-
mäss dessen Darstellung hatten
die Konsortiumsmitglieder über
einen CIA-Agenten die kasachi-
sche Regierung bestochen, um an
die Förderrechte zu kommen.

Die Schweiz fror später 183
Millionen Franken auf einem
Firmenkonto des Agenten ein,
und in den USA wurde er wegen
Steuerdelikten verurteilt. Gryn-
berg verklagte die involvierten
Ölgesellschaften 1996 in den USA
und in Grossbritannien. In Kana-
da erhielt er bereits mehrere
Hundert Millionen Dollar zuge-
sprochen.

Klagen an vier Orten
Die schwindelerregende Klage-
summe von 960 Milliarden Fran-
ken, die Grynberg nun in der

Milliardenklage gegen Ölkonzerne in der Schweiz

Finder der
Ölfelder und
Kläger: Jack
Grynberg.

Der Anwalt geht
gegen BP, Exxon-
Mobil, Philips,
Shell, Eni, Staoil
und Total in Zug,
Zürich, Lausanne
und Genf vor.

Schweiz einfordert, errechnet
sich aus Prospektionskosten und
entgangenen Gewinnen auf-
grund unberechtigt genutzter
Arbeitsergebnisse, wie Adrian
Bürgi, der Schweizer Anwalt des
Klägers, auf Anfrage sagt und da-
mit Berichte der «SonntagsZei-
tung» und der «Zentralschweiz
am Sonntag» bestätigt.

Gegen die Niederlassungen
und Tochtergesellschaften der
Ölmultis geht Bürgi in der
Schweiz «klageweise vor», weil
ein Teil der erzielten Gewinne
auch in der Schweiz anfallen.

So stammt etwa ein Drittel des
in die Schweiz importierten Öls
aus Kasachstan. Konkret geht der
Anwalt gegen BP, Exxon-Mobil,
Philips, Shell, Eni, Staoil und To-
tal in Zug, Zürich, Lausanne und
Genf vor. sda

URTEIL

Haft für Buchhalter
von Ems-Chemie
Der ehemalige Chefbuchhalter
von Christoph Blocher bei der
Ems-Chemie in Domat/Ems GR
muss nach langjährigem Ringen
vor Gericht definitiv fünf Jahre
ins Gefängnis. Das Bundesge-
richt wies eine Beschwerde des
78-jährigen Deutschen gegen die
Strafe des Bündner Kantonsge-
richts ab. Prozessiert wurde in
den vergangenen Jahren vor
allem wegen der Höhe der
Strafe. In der Sache hatten es
die Gerichte als erwiesen be-
trachtet, dass der Angeklagte
und sein Komplize die Ems-
Chemie zwischen 1996 und 2004
um dreizehn Millionen Franken
betrogen hatten. sda

InKürze
SWISSNESS

Bundesrat schützt
Marke «Schweiz»
Der Bundesrat will die Swiss-
ness-Regeln zum Schutz der
Marke «Schweiz» trotz des
starken Frankens wie geplant
in Kraft setzen. Der Bundesrat
sieht keinen Anlass dafür, das
Vorhaben aufzuschieben. Im
Gegenteil: Der Schutz der
Marke «Schweiz» und des
Schweizer Kreuzes sei durch die
Aufhebung des Euro-Franken-
Mindestkurses noch wichtiger
geworden, schreibt der Bundes-
rat weiter. Nur mit glaubwürdi-
gen Regeln könne der hervor-
ragende Ruf der Marke
«Schweiz» erhalten bleiben,
teilte die Regierung gestern
Montag mit. sda

IMMIGRATION

Im April weniger
Asylgesuche
1376 Asylgesuche wurden im
letzten Monat eingereicht, 6 Pro-
zent weniger als im April 2014.
Bereits in den ersten drei Mo-
naten des Jahres war die Zahl
der Asylgesuche saisonal bedingt
gesunken, wie das Staatssekre-
tariat für Migration (SEM) mit-
teilte. Stark angestiegen ist al-
lerdings die Zahl der Gesuche
von syrischen Staatsangehöri-
gen: um 45 Prozent auf 145. Deut-
lich mehr Asylgesuche verzeich-
nete das SEM auch von Personen
aus Afghanistan (+68 Prozent auf
67 Gesuche) und Marokko (+53
Prozent auf 46). In vielen Län-
dern war die Anzahl gestellter
Gesuche aber rückläufig. sda

Die «alte Tante», wie man die
«Neue Zürcher Zeitung» auch
etwa nennt, im Lotterbett mit
dem Geheimdienst? Kurz ent-
stand dieser Eindruck. Zurück
bleibt ein Sturm im Wasserglas
– in dessen Zentrum der neue
NZZ-Chefredaktor Eric Gujer.

Aufgefallen

ERIC GUJER

Anlass dazu gab ein Interview
mit dem renommierten Rechts-
gelehrten Rainer J. Schweizer.
Er sagte in der Zeitschrift
«Schweizer Monat», dass Gujer
im Beirat des Schweizer Nach-
richtendienstes (NDB) sitze.

Doch diesen Beirat hat es so
nie gegeben. Das Dementi kam
vom NDB selber. Darauf ver-
schwand das Interview vom Netz,
und die Zeitschrift räumte den
Fehler ein. Der NDB verschwieg
aber, wie sich das für einen rich-
tigen Geheimdienst gehört, doch
etwas: Eric Gujer wurde vom
NDB konsultiert. NZZ-Spreche-
rin Myriam Käser räumte dies
gegenüber dem «Blick» ein. Der
NDB habe bei der Ausarbeitung
des neuen Nachrichtendienst-
gesetzes verschiedene Experten
zu Rate gezogen.

Gujer ist tatsächlich ein Ken-
ner der Materie. Er hat sich ver-
schiedentlich mit Nachrichten-
diensten befasst, zum Beispiel
in seinem Buch über den deut-
schen Nachrichtendienst
«Kampf an neuen Fronten: Wie
sich der BND dem Terrorismus
stellt». Zudem sei Gujer Mitglied
des Gesprächskreises Nachrich-
tendienste in Deutschland. Käser
hielt fest: «Gujer war zu keiner
Zeit Mitglied eines NDB-Beirats
oder eines vergleichbaren offi-
ziellen Gremiums.» Gujer hat
den Schlapphüten also offenbar
seine Meinung kundgetan, aber
nie in Hinterzimmern konspi-
rativ mitgearbeitet. Der Trans-
parenz geschuldet ist noch dies:
Gujer befürwortet das eben vom
Nationalrat gutgeheissene Ge-
setz. Christoph Aebischer

Andreas Gross,
Nationalrat (SP,
ZH)

Nationalrätin Regula Rytz
(GPS, BE)
Gast 1: Raimund Rodewald, Stiftung
Landschaftsschutz Schweiz.
Gast 2: Doris Bianchi, Schweizeri-
scher Gewerkschaftsbund.

Nationalrat Daniel Jositsch
(SP, ZH)
Gast 1: Herbert Winter, Schweizeri-
scher Israelitischer Gemeindebund.
Gast 2: Peter Kyburz, KV Schweiz.

Nationalrätin Corina Eichenberger-
Walther (FDP, AG)
Gast 1: Marie-Louise Baumann, MLB
Communications. Eichenberger hat
ihr den Zutritt gestern entzogen (sie-
he Kasten unten).
Gast 2: Daniel Heller, Farner Consul-
ting. Zutritt gestern auch entzogen.

Nationalrat Thomas Matter
(SVP, ZH)
Gast: Thomas Borer, Dr. Borer Consul-
ting.

Nationalrat Lukas Reimann
(SVP, SG)
Gast 1: Denis Simonet, Piratenpartei.
Gast 2: Marc Horisberger, Verband
der Poker-, Geschicklichkeits und
Unterhaltungsspiele-Anbieter.

Nationalrätin
Christa Markwalder (FDP, BE)
Gast 1: Thierry Burkart, TCS, Aargauer
FDP-Grossrat. Er hat die Berechti-
gung gestern deponiert.
Gast 2: Lukas Schürch, neue Europäi-
sche Bewegung Schweiz (Nebs).

Ständerat Ivo Bischofberger
(CVP, AI)
Gast: Hans-Ulrich Bigler, Direktor
Schweizerischer Gewerbeverband.

Nationalrat Christian Wasserfallen
(FDP, BE)
Gast 1: Margret Wasserfallen, Mutter.
Gast 2: Alexandra Thalhammer,
Lebenspartnerin, arbeitet bei
Burson-Marsteller.

Nationalrätin Prisca Birrer-Heimo
(SP, LU)
Gast: Sara Stalder, Geschäftsleiterin.
Stiftung für Konsumentenschutz.

Richtpreise inklusive MwSt. und LSVA
(Preise der Vorwoche in Klammern)
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Jeder Bundesparlamentarier darf zwei Personen als Gäste Zutritt zum Bundeshaus gewähren.
Im Folgenden eine Auswahl von Politikern und deren «Auserwählten», oft sind es Lobbyisten. Die
Gästeliste aller Bundesparlamentarier finden Sie unter www.zutrittsliste.bernerzeitung.ch.


